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Zeit 


Expedition: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 
Anſtalten Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 


N 
einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Sonnabend, den 11. October 1862. 


Telegraphiſche Depeſchen und Nachrichten. 
Turin, 9. Det. Die „Discuſſione“ ſagt: Die Reife Ratazzi's 

nach Paris könne nur dann ſtattfinden, wenn vorläufige Beſprechungen 
ihm ein für Italien günſtiges Reſultat ſichern. 

Marburg, 10. Oct. Der Exminiſter Haſſenpflug iſt in der ver⸗ 
wichenen Nacht um 2 Uhr geſtorben. 

ronitan inopel, 4. Okt. (über Trieſt). Der Sultan iſt geſtern zurüd: 
gekommen. Said Paſcha iſt am 30. v. Mts. in Alexandrien eingetroffen. 

ehemed Diemil Paſcha ijt am 1. nach Paris abgereiit. Bent Philip⸗ 
er in Semlin erhielt den Medſchidie⸗Orden erſter Klaſſe. Die Pforte 
eantwortete die ruſſiſchen Bemerkungen betreffs der Militärſtraße in Montes 
negro ablehnend. . 
ti Kopenhagen, 9, Okt. „Fädrelandet“ erklärt das hier umlaufende Ge: 
icht, der däniſche Geſandte am Bundestage, Baron B. von Bülow, habe 
Ibm Entlaſſungsgeſuch eingereicht, für Wahrheit. Es beißt, daß derſelbe den 
im angebotenen Poſten als Miniſterpräſident in Mecklenburg⸗Strelitz über⸗ 
nehmen will. (5. N.) 


— 


Preuſ en. 


Landtags = Verhandlungen. 
Einundzwanzigſte Sitzung des Herrenhauſes (10. Oct.). 
Si Präſident Graf Eberhard zu Stolberg⸗Wernigerobe eröffnet die 
itzung um 10% Uhr. Das Haus ijt zahlreich beſetzt, namentlich auf der 
echten; unter andern iſt auch Prinz zu Hohenlohe⸗Ingelfingen wieder an⸗ 
weſend. Herr v. Gruner hat auf der Linken Platz genommen. — Die Tri⸗ 
linen find, ſtark befegt; viele Mitglieder des andern Hauſes wohnen der 
Dong bei; in der Hofloge der frühere Minifter v. Auerswald, Aud) die 
iplomatie ift ſtark vertreten. 
6 Am Miniſtertiſche erſcheint bald nach Beginn der Sitzung das geſammte 
aa aia Der Finanzminiſter wird von vielen Mitgliedern leb⸗ 
egr 
> Zunächſt wird die Angelegenheit der oberſchleſiſchen Typhus⸗Waiſen nach 
em Beſchluſſe des Hauſes ohne Wat erledigt. 

Es folgt die Berathung der Budgetftage, nach dem geſtern beſproche⸗ 
* Bericht der Budget⸗Commiſſion. Die Commiſſion beantragt vor defini⸗ 
iwer Beſchlußnahme eine vorgängige „Zwiſchenverhandlung“ mit dem an: 
dern Hauſe. 

j Graf Arnim⸗Boitzenburg hat ein von 58 Mitgliedern (von der äußer⸗ 
ES Rechten und der Rechten) unterſtütztes Amendement eingebracht, wonach 
Aan Herrenhaus, in Erwägung der bisherigen Vorgänge in der Reorganiſa⸗ 
i. (Nothwendigkeit, Nützlichkeit, guter Glauben, in den die Regierung 
derſett ſei), beſchlleßen ſoll: „1) den Geſetzentwurf, betreffend die Feſtſtellung 
bd Staatshaushalts⸗Etats für das Jas 1862 in derjenigen Faſſung, in 

elcher derſelbe aus den Berathungen des Hauſes der Abgeordneten hervor⸗ 
gegangen iſt, abzulehnen; 2) denſelben Geſetzentwurf, wie derſelbe von 
er königl. Staatsregierung durch allerhöchſte Ermächtigung vom 25. Mai 
» 3. den beiden Häuſern des Landtages zur verfaſſungsmäßigen Beſchluß⸗ 
babme vor elegt ijt, anzunehmen.“ — In den Gründen ijt hervorgeho⸗ 
en: eine Verhandlung mit dem andern Haufe widerſpreche dem Gebrauche 


der Häuſer; nach der königl. Ermächtigung vom 25. Mai d. J. fei der Fis]. 


nanzminiſter beauftragt, das Budget für 1862 „den beiden Häuſern des 
andtages Unſerer Monarchie zur verfaſſungsmäßigen Beſchlußnabme vor⸗ 
julegen.- Im Anſchluß daran heißt es: „Che nicht die Staatsregierung 
he Landtage erklärt, daß fie ihren Entwurf zurücknehme, oder in eine an 
ere Faſſung willige, beſteht er in Kraft. Sie hat keins von beiden gethan. 
ie * hat den weſentlichſten Abänderungen ſeitens des Abgeordnetenhau⸗ 
8 widerſprochen, und ſie als unannehmbar erklärt. Einzelne unweſentlichere 
i eng bat fie eventuell als ſolche bezeichnet, auf welche einzugehen 
ie ate ein würde, wenn in den Hauptpunkten ein Budget übrigens zu 
vereinbaren ſei. Wollte die Regierung Aenderungen ihres Entwurfes defi⸗ 
“¡tio vornehmen, fo müßte dies durch einen Nachtrag mittelſt erneuter. aller: 
bdisiter Ermächtigung geſchehen. Das Herrenhaus hat alfo den Regierungs⸗ 
Entwurf, wie bei allen anderen Geſetzen, als dem der Faſſung des Abgeord⸗ 
netenhauſes gegenüber in voller Kraft beſtehenden, zu behandeln. — Wenn 
einer von veiden als Amendement zum andern zu betrachten, ſo iſt die Faſſun 
oe Abgeordnetenhauſes das Amendement zum Regierungs⸗Entwurf. a 
pies Amendement im Ganzen abgelehnt, jo muß über die Regierungs⸗Vor⸗ 
age abgeſtimmt werden.“ 
di Auf Vorſchlag des Präſidenten wird die General⸗Debatte ſofort über 
te Hauptfrage: „Annehmen oder Ablehnen?“ eröffnet. Ref. Dr, Brügge 
int ie noon cg oe — Gang eh tad Cid aes o — Der 
iſterpräſident v. Bismard verlieft darauf die durch die Depeſche im 
eutigen Morgenblatt bekannte Erklärung. a ve 


0 Bea Rittberg für den Comm.⸗Antrag; es komme nicht darauf an, 
fon an mit allen von ber Commiſſion geltend gemachten Bedenken einver⸗ 
bite en fei; der Vermittelungsvorſchlag derſelben empfehle ſich, weil er zu 
Re ie en verfaſſungsmäßigen Löſung führen könne. Dadurch, daß die 
min des verſprochen habe, den Etat für das folgende Jahr vereits im Be⸗ 
gefuut Wa ebenden vorzulegen, fei eine Lücke in der Verfaſſung aus: 
ren sae ab olle nun aber mit der andern Lücke werden, wenn nämlich 
rech dig zu Einen. als wegen zu ſpäter Vorlegung, das Budget nicht 
x — (ber bet SR kommen könne. Zur Beantwortung dieſer Frage geht 
Musee b Unruhe des Hauſes ſehr ſchwer it verſtehen ijt) auf die 
a, an Penn des Jahres 1849/50 wegen Revifion der Verfaſſung 
Abgeordnetenbauses = dem Refultat, daß, wenn auch das Verfahren des 
jel ee Au Wortlaut der Verfaſſung entſpreche, es doch nach 
nne uffaflung politiſch unmöglich fei, die Reorganifation 
= > ge kin der ne Er erinnere daran, daß nur mit Rückſicht auf 
bie eorganifati ma Grund und die dadurch erforderlichen Mehrausgaben 
er Herrenhaus in > „inbiteuervorlagen gewilligt babe. Die Reorgani⸗ 
ation mit ihrer verſtärkten Retrutirung entſpreche vollkommen der ſeit 1814 
eingetretenen Vergrößerung des Staats, die Schonung der Landwehr genüge 
den Principien der Gerechtigkeit. Unſere Armee fei ein Volksherr, eine Kluft 
zwiſchen ihr und dem Volke eriftire nicht. Der Miniſier habe ſich übrigens 
ja mit einer Modification der Militärprozeßordnung einverſtanden ertlatt 
und ein Verfahren von einem aus Civile und Mi itärrichtern uſammen⸗ 
geſetztes Gericht würde ſich in der That empfehlen. i 
Aus allen dieſen Gründen empfehle ſich der Vermi 
das Abgeordnetenhaus darauf nicht eingehen, ſo — o oven N 
mit ſchwerem Herzen, für Ablehnung des Budgets erklären. Denn er ver: 
behle ſich die ſchlimmen Folgen dieſer Ablehnung nicht. Dann ſei auf Grund 
des alten Budgets weiter zu regieren und die in jedem neuen Budget noth⸗ 
wendigen, für die Entwicklung und Exiſtenz des Staats unumgänglichen 
ugmentationen ſeien unmöglich. Er wolle deshalb jedes noch mögliche 
el zur Verſöhnung angewendet wiſſen, und hoffe, daß, wenn nunmehr 
ne das Gewicht des Votums des Herrenbaujes, als des gleichberechtigten 
ac — der Geſetzgebung, mit in die Waagſchale falle, das andere Haus 
ich : * noch zur — ¿A des am 7. Oct. abgelehnten Vincke ' ſchen Amende⸗ 
ments bereit finden laſſen könnte, — wenn dieſe Hoffnung allerdings aud 
nur eine ſchwache fei, — Hr. v. Below: Er befinde fic, 
dem Vorredner, nicht in einer trüben, fondern in einer gehobenen Stim⸗ 
mung durch die heute vernommene Erklärung der königl. Staatsregierung. 
(Bravo.) Er befinde ſich bei der Ablehnung des Budgets in — a 
feines guten Rechts. (Bravo.) Auch fein feliger, verehrter Freund Stab 
würde dieſe Anſicht vollkommen billigen, wie hervorgehe aus einem Gefpräche, 
das derſelbe einmal in Brandenburg mit ihm gehabt. Dabei babe Stahl 
ee in einem Falle, wie dem jetzt vorliegenden, würden nad $ 108 ber 
erf. die Steuern forterhoben. — Er fei für fofortige Ablehnung des Budgets 


ohne alle Zwiſchenverſuche. Die Grundſteuer⸗Regulirung gebe in beſter 


Weiſe vor ſich und dadurch gewinne die Regierung die Mittel zur Beſtreitung 


der nöthigen Ausgaben. Die stonomi des Landes ſei eine blü⸗ 
bende. Dieſelben Mitglieder der Malone — Abg.⸗Hauſes, die jetzt die 
¿sl — die ne ate fe Ven de hätten früher die meg gem 

geheißen. Und dieſelbe jet gut, wenn ni ilitäriſchen, jo gewi 
aus politiſchen Gründen. ; ER 


m Gegenſatze zu | bab 


Man möge fic) nur aus der engliſchen Geſchichte erinnern, welche Fol: 
gen es hatte, als König Karl nur einen Theil ſeiner militäriſchen Macht 
aus Händen gab. Nicht um Recht handle es ſich für die Majorität des 
Abgeordneten⸗Hauſes, ſondern um Prätenſionen, um das Streben nach 
Miniſter⸗Portefeuilles. Auch in Frankreich hätten ſich die gefährlichen Fol⸗ 
gen einer Schwächung der königlichen Macht und der parlamentariſchen Re⸗ 
gierung gezeigt. England habe allerdings eine parlamentariſche Regierung, 
das ſei nicht zu leugnen. Dieſelbe werde aber geübt von einer ariſtokrati⸗ 
ſchen Partei, von Leuten, die reich ſeien und die Politik zu ihrem Lebens⸗ 
Beruf machten und die keine Diäten bezögen. Schaffe man die Diäten 
aus unſerem Abgeordneten⸗Hauſe weg, ſo könnten wir dahin auch kommen! 
(Bravo.) Auf dem von dem Abgeordneten⸗Hauſe betretenen Wege komme 
man nothwendig zum Abſolutismus der Republik oder zum Abſolutismus 
der Monarchie. Eine nochmalige Revifion des Budgets ſei nicht Aufgabe 
dieſes Hauſes. Deſſen Stellung ſei klar und unzweifelhaft, wie es vom Mi⸗ 
niſtertiſch angedeutet. Das Haus habe auch gar keine Befugniß, dem an⸗ 
dern Hauſe derartige Rathſchläge zu ertheilen, wie die Commiſſion wolle. 
Wenn, wie nicht zu leugnen, der Gegenſatz einmal vorhanden, ſo könne das 
Herrenhaus ſeine günſtige Stellung durch Vermittelungs⸗Vorſchläge nur 
Aufgeben. Er empfehle deshalb Ablehnung des von dem andern Hauſe 
vorgelegten Budgets und Annahme der Regierungs, Vorlage, wie der Arnim⸗ 
Boytzenburgſche Verbeſſerungsantrag vorſchlage. (Bravo.) 

Herr Haſſelbach: Die gehobene Stimmung des Vorredners acceptire 
er ſehr gern; man dürfe an der Zukunft des Vaterlandes nicht verzweifeln. 
Nichtsdeſtoweniger werde man nicht verkennen, daß die Lage eine ſehr ernſte 
fei. — Er erkenne die großen Vortheile der Heeres⸗Organiſation an und 
hätte gewünſcht, daß dieſelbe einer recht gründlichen Berathung unterzogen 
worden wäre. belle Redner erörtert die einzelnen nach ſeiner Anſicht vor⸗ 
handenen Nachtheile, welche durch die Reorganiſation befeitigt worden ſeien.) 
Er glaube, daß man nicht zu fragen habe, ob etwaige Schritte von Erfolg, 
ſondern man habe nach Pflicht und Gewiſſen zu handeln, wie es im In⸗ 
tereſſe des Landes geboten fei. Was die ſtreitigen Beſugniſſe über die Bud⸗ 
ene betreffe, ſo habe man im Jahre 1850 bei den betreffenden 
Verhandlungen ſicher geglaubt, daß das Abgeordnetenhaus, wenn das Her⸗ 
renhaus in der Lage ſei, ein Budget abzulehnen, wohl auf die Bedenken 
des Herrenhauſes eingehen werde. (Redner ſucht dies aus den Verhand⸗ 
lungen zwiſchen den beiden Häuſern nachzuweiſen, und jtügt ſich dabei auf 
die Argumente, die ſchon im Commiſſions⸗Bericht weitläufig auseinander⸗ 
geſetzt ſind.) Er könne deshalb nicht annehmen, daß eine Reſolution des 
Herrenhauſes, welche dem andern, die Bedenken, die ſich erhoben, zur Erwä⸗ 
gung ftellt, ſchlechtweg zurückgewieſen werden würde. In der Majorität 
des andern Hauſes machten ſich überdies zwei Richtungen geltend. Die eine 
wolle allerdings Zurückweiſung der Reorganiſation und öckkehr auf den 
Buftand von 1859, die andere aber ſei eher geneigt, mit ſich reden zu laſſen. 
Man müſſe die Zwiſchenverhandlung unbedingt verſuchen und ſehen, ob das 
Abgeordnetenhaus trotz zweimaliger proviſoriſcher Bewilligung den Militär⸗ 
Etat definitiv verwerfen wolle. Man müſſe dies thun, um Viele in ihrem 
Gewiſſen zu beruhigen, die bei dem ſchweren Conflict wenigſtens Alles thun 
möchten, um unheilvolle Folgen zu verhüten. — Redner erinnert daran, daß 
die Grundjteuer-Bewilligung im engſten Zuſammenhange mit ber Armee 
Drganifation geſtanden habe. Er will dies darthun durch Verleſung der be: 
treffenden Stellen aus zwei Thronreden und aus den Reden und Beſchlüſſen 
des Herrenhauſes. 

Das Abgeordnetenhaus habe zweimal die Mittel proviſoriſch bewilligt: 
er aber ſage: wenn das Abgeordnetenhaus die Summe für die neuen Regi⸗ 
menter nur bewilligt hätte, damit dieſelben wieder aufgelöſt würden, ſo hätte 
es ſich eines Unrechts gegen die Intereſſen des Landes ſchuldig gemacht er 
gehe noch weiter und ſage, daß die Staatsregierung ſich des gleichen Un⸗ 
rechts ſchuldig gemacht haben würde, wenn ſie die Geldbewilligung unter 
dieſen Umſtänden angenommen hätte. — Diejenigen Mitglieder des Herren⸗ 
hauses, welche gegen die Reſolution ſeien, fürchteten freilich, daß man nicht 
ohne Conceſſionen der Regierung den Frieden mit dem anderen Hauſe her⸗ 
ſtellen könne, aber er glaube, daß man doch nicht ohne Conceſſionen fort: 
kommen werde, und daß dieſe je länger, deſto ſchwieriger ſein würden. — 
Der Redner wendet ſich gegen die Ausführungen des rof. Gneiſt in Wort 
und Schrift, um zu zeigen, daß die Anwendung engliſcher Verhältniſſe auf 
preu ßiſche Zuſtände unmöglich ſei. Man könne hier keine parlamentariſche 
Regierung haben. — Der Antrag des Grafen Arnim ſei verfaſſungsmäßig 
nicht zulaͤſſig. Das Herrenhaus könne den von dem Abgeordnetenhauſe 
amendirten Etat nur annehmen oder ablehnen. Wenn das Herrenhaus die 
Regierungs⸗Vorlage herſtellen wolle, ſo würde das Abgeordnetenhaus in die 
Lage kommen, das Budget zuletzt, anſtatt zuerſt zu berathen u. ſ. w. (wie 
ſchon im Commiſſions⸗Berichte dargelegt). Er bitte noch einmal um An⸗ 
nahme der Reſolution. Wenn dieſe verworfen würde, fo wiſſe er noch nicht, 
wie er ſtimmen werde, aber er wiſſe, daß der den Sieg davon tragen werde, 
welcher die Gewiſſen des Landes für ſich gewinne; er glaube, daß man 
weder den Abſolutismus von oben, noch den Abſolutismus des Unterhauſes 
im Lande wolle. y - 

Dr. v. Zander: Man dürfe keine Mittelwege wählen, ſondern ſich für 
oder wider entſcheiden, entweder annehmen oder verwerfen. Er werde des: 
halb nicht für die Reſolution ſtimmen, aber auch nicht für den zweiten Theil 
des Verbeſſerungs⸗Antrages des Grafen Arnim⸗Boytzenburg, ſondern einfach 
das Budget, wie es aus dem Abgeordnetenhauſe n ra verwerfen. 
Der Redner begründet dieſe Anſicht in ausführlicher Rede, ijt aber auf der 
Tribüne nur in einzelnen abgeriſſenen Worten vernehmbar. 4 

Frhr. v. Diergardt: Er hätte der Heeres⸗Organiſation zugeſtimmt; 
ſeiner Anſicht nach müßten unſere Soldaten beſſer bezahlt werden. Ein Zu⸗ 
ſtand, wie der gegenwärtige könne nicht lange dauern; die Staatsregierung 
werde fic) entſchließen múfien, entweder vor: oder rückwärts zu ſchreiken, ein 
Stillſtand fei nicht möglich. Ein mäßiger Fortſchritt würde zum Heile des 
Landes gereichen. Er werde trotz der Erklärung des Miniſter⸗Präſidenten für 
die Reſolution der Comm. ſtimmen. : a 

Graf v. Arnim⸗Boyßenburg: Seit 12 Jahren habe ſich die Bud: 
getcomm. einſtimmig für die Annahme des Budgets, wie es aus dem an⸗ 
dern Haufe berübergelommen, ausgeſprochen; in dieſem Jahr ſei die Comm. 
ebenſo einſtimmig gegen die Annahme. Die Bedenken, welche die Comm. 
dagegen hatte, ſeien im Bericht ausführlich niedergelegt. Seine Bedenken 
ſeien dieſelben, aber er ziehe einen anderen Schluß daraus; er wolle ſich 
deutlich und beſtimmt gegen den Beſchluß des andern Hauſes ausſprechen. 

n der Annahme der Reſolution liege weder eine Annahme noch Ablehnung. 

ie Schwere des Schrittes einer Ablehnung des Budgets verkenne er nicht; 
um die Folgen der Ablehnung zu mildern, dazu diene der weite Theil ſei⸗ 
nes Amendements, der ein Budget wieder herſtelle. Sein Antrag ſei gerich⸗ 
tet gegen die Majorität des Abgeordneten⸗Hauſes, nicht gegen die Regierung. 
Es frage ſich nur, ob das Herrenhaus zu einem ſolchen Beſchluſſe berechtigt 
ſei. Die Gründe für und gegen ſeien ebenfalls ſehr ausführlich im Comm. 
Bericht enthalten. Es liege ein Budget des Abgeordneten⸗Hauſes vor, zu 
deſſen einzelnen Theilen die Regierung poſitiv erklärt habe, daß ſie es nicht 
annehmen könne. Hätte das Herrenhaus ſich nicht mit der Reg. Vorlage 
ſelbſt zu befaſſen, fo würde dem Haufe gar kein Buget vorliegen. Für ihn 
liege aber das von Sr. Majeſtät vollzogene Budget ſo lange vor, bis die 
Regierung im Auftrage des Königs da elbe zurückziehe. Das Budget unter⸗ 
ſcheide ſich übrigens nicht im Geringſten von andern Geſetzen. Das Haus 
abe z. B. heute das Geſetz über die Marine⸗Bedürfniſſe vom andern Hauſe 
erhalten. Wahrſcheinlich werde daſſelbe in der gegenwärtigen Faſſung ver⸗ 
worfen werden. Solle das Herrenhaus auch bier nicht berechtigt ſein, auf 
die Neg. Vorlage zurückzugehen? El 

Der Commiſſions⸗Bericht des Hauſes fei ein ſchätzbares Material für 
das Abgeordneten⸗Haus, und das Herrenhaus ſei wohl berechtigt, dem an⸗ 
dern Haufe dieſes Material zugehen zu laſſen. Der Etat fei aber auch von 
der Regierung Sr. Maj. dem ganzen Landtage und nicht einem Haufe 
allein vorgelegt. Wie ſolle denn auch eine Verſtändigung möglich bleiben, 
wenn das Haus nicht auf die Regierungs⸗Vorlage zurückgehen könne? Die 
Verwerfung des Etats, wie er im Abgeordneten⸗Hauſe beſchloſſen, ſchließe 
übrigens eine weitere Mittheilung an das andere Haus nicht 
aus. Der Bericht der Commiſſion werde die Bedenken, welche das Herren⸗ 
haus habe, dem a ee klar machen und daſſelbe werde durch 
das Zurückgehen auf die Regierungs⸗Vorlage in die Lage geſetzt, die Beden⸗ 
ten zu erwägen und feine Beſchlüſſe danach zu modifiziren. 


Die entgegenſtehenden Gründe des anderen Theils der Commiffion wolle 
er kurz beleuchten: Art. 62 der Verfaſſung, ſagten die Gegner, laſſe dem 
Herrenhauſe nur das Recht, den Etat anzunehmen oder abzulehnen und des⸗ 
halb fei die Regierungs⸗Vorlage nicht zu erörtern. Das ſei nicht richtig, 
ſonnſt müßten auch andere Finanzgeſetze nicht wieder an das Abgeordneten⸗ 
haus zurückgehen können. Die Geſchäftsordnung verlange eine Erledigung 
der Regierungs⸗Vorlagen; Verwerfung des vom Abgeordnetenhauſe über⸗ 
ſandten Budgets ohne Inbetrachtnahme des Regierungsetats heiße aber, 
über den letztern einfach zur Tagesordnung gehn. Das dürfe aber nicht 
geſchehn mit einem auf Befehl Seiner Majejtát beiden Häuſern vorgeleg⸗ 
ten Geſetze. — Seine Anſicht entſpreche alſo Schritt für Schritt dem con⸗ 
ſtanten Uſus des Hauſes und dem Sinne und Wortlaut der Verfaſſung. 
Jener allgemeine Uſus müfje entſcheiden hier, wo ein Specialuſus nicht vor⸗ 
liege. Er wiederhole: nach Verwerfung der vom andern Hauſe feſtgeſtellten 
Faſſung ſei abzuſtimmen über die Regierungsvorlage. — Das Haus müſſe 
vielmehr dahin ſtreben, ſeinen Einfluß, ſeine Action bei der Budgetberatbung 
möͤglichſt zu erweitern, nicht fie zu hindern und zu beſchränken, wie die Geg⸗ 
ner wollten. . 

Sei es aber ein Recht, fo fei es aud eine Pflicht des Hauſes — ger 
gen das Land und gegen ſich ſelbſt — über die Regierungsvorlage abzu⸗ 
ſtimmen und dieſelbe anzunehmen. Denn dadurch bekomme das Abgeordne⸗ 
tenhaus Gelegenheit, von feinen Beſchlüſſen zurückzukommen, und es werde 
dem Lande gezeigt, daß auch das Herrenhaus Alles daran ſetze, um einen 
Zuſtand zu vermeiden, in dem ein Budget gar nicht vorhanden. — Die Re⸗ 
ſolution ſei ein ſehr gefährliches Präcedens. Die Häuſer hätten nicht mit⸗ 
einander zu correſpondiren, ſich ihre Bedenken mitzutheilen, ſondern mit Las 
pidarſchrift mit einander zu reden, durch ihre Vota. (Bravo.) Dazu komme 
die Erklärung der Regierung, daß ſie die Reſolution für nutzlos halte. Das 
Haus müſſe deshalb dieſe einzige Gelegenheit ergreifen, fein Einverſtändniß 
mit der Regierung zu documentiren und dieſelbe dadurch moraliſch zu jtügen. 
Für das Haus ſeloſt fei ein ſolcher Beſchluß von höchſter Wichtigkeit: feine 
Befugniſſe ſeien ſchon jetzt ſehr beſchränkt, man müſſe dieſelben bis an die 
Grenzen der Möglichkeit auszudehnen verſuchen, ſich nicht durch die gegne⸗ 
riſche Deduction aus ſeinem Recht hinaus interpretiren laſſen. (Bravo.) 
Heut ſei das erſte und vielleicht das letztemal, darüber zu eniſcheiden. Bei 
ruhigeren Zeiten könnte ein Vermittelungsvorſchlag vielleicht zum Ziel führen. 

Er habe mit Freuden die Anſicht vernommen, daß eine parlamentariſche 
Regierung in Preußen nicht möglich ſei. Gebe man aber zu, daß bei Bud⸗ 
getfragen das Abgeordnetenhaus beſchließe, die andern Factoren der Geſetz⸗ 
gebung nur „ja“ oder „nein“ ſagen dürfen, dann habe man die parlamen⸗ 
tariſche Regierung sans phrase (Bravo), dann könne das Abgeordnetenhaus 
alles erzwingen. Welches auch der conſtitutionelle Schematismus ſei, die 
Geſchichte und die Entwicklung des Landes, die „Macht der realen Verhält⸗ 
niſſe“ ſei immer entſcheidend (Bravo). Danach werde Preußen feine eigen⸗ 
artige Entwickelung baben. Wenn man in dem Areopag der Großmächte 
ſitze, babe man die Pflicht, die Stellung als ſolche zu wahren. Unſere Ge⸗ 
ſchichte und unſere Traditionen würden uns immer den Mittelpunkt der Macht 
in der Krone und in dem Könige ſuchen laſſen. (Bravo.) Das Haus werde 
keine andere Gelegenheit haben, ſich über die brennenden Fragen auszuſpre⸗ 
chen, als durch Ablehnung des Commiſſionsantrages und ſeines Amende⸗ 
ments. Das Haus proteſtire damit auch ſeinerſeits gegen die parlamenta⸗ 
riſche Regierung; es ftitge und kräftige dadurch die königl. Staatsregierung, 
„Deshalb, meine Herren, thun wir das Unjrige zur Erreichung dieſes Zieles!“ 
Hr. Camphauſen (Köln): Es leuchte ein, daß die Hoffnungen auf 
einen gütlichen Austrag des onflicts nicht realiſirt werden können, wenn 
nicht die Verſuche zur Ausgleichung von beiden Seiten gemacht werden. 
Die Erklärung, die heute der Miniſterpräſident gemacht, halte ihn nicht da⸗ 
von zurück; er glaube im Gegentheil, daß auch beute noch in materieller 
Beziehung in der Sache ſelbſt ein Ausweg ſich finden laſſe. Der Redner 
bemerkt, daß die Zerrifienbeit der geographiſchen Lage des preußiſchen Staa⸗ 
tes, daß weiter die gegenwärtigen Gruppirungen unter den europäiſchen 
Mächten eine größere Concentration der preußiſchen Wehrkraft dringend noth⸗ 
wendig erſcheinen ließen. Wir hätten nun allerdings die Illuſion, ein Volk 
in Waffen zu fein, aber die thatſaͤchlichen Machtverhältniſſe müßten dieſe 
Illuſion zerſtören. Jeder Staat habe ſeine nothwendigen Lebensbedingun⸗ 
gen, feine Vorzüge und Nachtheile. Man könne nicht die Vorzüge, Preuße 
zu ſein, genießen, ohne die Laſten dieſes Berufs mit in den Kauf nehmen 
zu müſſen (Bravo). Man habe nun im Abgeordnetenhauſe geltend gemacht, 
daß die Ausgaben für den Militäretat in keinem Verhältniß zu den übrigen 
Ausgaben ſtänden. Er glaube aber, daß der Beſchluß der Majorität des 
Abgeordnetenhauſes gar nicht der Ausdruck der Majorität gegen den Mili⸗ 
täretat fei, ſondern andere Zwecke verfolge. Man könne die Stimmung des 
Landes gegen den Militäretat eine krampfhafte nennen, vorausgeſetzt, daß 
dieſe Stimmung, wie fie zur Erſcheinung gelange, wirklich beſtehe. — Der 
Redner bemerkt dann, daß er zu einer Verwerfung des von dem Abgeordne⸗ 
tenhauſe beſchloſſenen Budgets ſich nicht verſtehen könne. Er wiſſe nicht, 

ie ſich die Situation geſtalten würde, wenn die Reg. nach Verwerfung des 
Budgets thatſächlich die Ausgaben weiter verfügen würde. 

Thatſache fei es, daß bisher in Preußen ſeit der Verfaſſung die Regie: 
rung eigentlich nur mit der Minorität regiert habe. Wenn die Regierung 
ſich ſo ſtellen könne, ſo bleibe dem Abgeordnetenhauſe nur die negative 
Macht, neue Steuern und neue Anleihen zu verhindern. Wenn dem Herren⸗ 
hauſe nur die Wahl bliebe, das von dem Abgeordnetenhauſe votirte Budget 
anzunehmen, oder abzulehnen, ſo entſcheide er ſich für die Annahme. Das 
Abgeordnetenhaus wiſſe, daß ein Theil der Ausgaben gar nicht mehr abge⸗ 
lehnt werden könne bei der vorgerückten Seſſion. Der Conflict ſei alſo nicht 
ſo bedeutend, jedenfalls müſſe aber bei etwaigen Etatsüberſchreitungen die 
Regierung die Verantwortlichkeit übernehmen, und fie nicht dem Herrenhauſe 
überlaſſen. Er würde alſo dafür ftimmen, daß man den kurzen Reſt des 
Etatsjabres nicht zu dergleichen Prinzipienfragen benutzen, ſondern die Ent⸗ 
ſcheidung in das nächſte Jahr verlegen möge. 

Herr Dr. Götze ſucht unter ziemlicher Unruhe im Hauſe, die das Ver⸗ 
ſtändniß ſehr erſchwert, die juriſtiſche Berechtigung des Arnimſchen Antrages 
nachzuweiſen. Die näheren Ausführungen bleiben völlig unfaßbar, und 
ſcheinen im Hauſe ſelbſt wenig verſtanden zu werden. Die Glocke des Prä⸗ 
ſidenten mahnt wiederholt um Ruhe. 

Wäbrend dieſer Rede hat der Vicepräſident v. Frankenberg⸗Ludwigsdorff 
den Vorſitz übernommen. 

Hr. v. Richtſteig: Er ſtelle das Wohl des Landes über das formale 
Recht; er fei der Nothwendigkeit überhoben, es als eine im ganzen Lande herr⸗ 
ſchende Anſicht zu bezeichnen, daß in der unglücklichen Lage, in der wir uns 
befänden, von beiden Seiten gefehlt ſei und daß eine Verſtändigung herbei⸗ 
geführt werden müſſe. Dieſe Verſtändigung ſei angebahnt durch den Com: 
miſſionsantrag. Es fei bereits darauf hingewieſen, daß, wenn durch Vermit⸗ 
telung des Hauſes eine Verſtändigung herbeigeführt werden ſolle, auch von 
beiden Seiten Conceſſionen gr werden müßten. Er lafje es dahin ge: 
ſtellt, ob der Staat die Mehrausgade für das Heer auf die Dauer tragen 
könne; es handle ſich aber nicht blos um Geld und Gut, ſondern um Leib 
und Blut, und eben deshalb habe das Haus die Verpflichtung, ehe es einen 
definitiven Beſchluß faſſe, eine Verſtändigung anzubahnen. Dazu ſei, wie er 
bereits bemerkt, der Commiſſ.⸗Vorſchlag der allein geeignete Weg; er empfehle 
deſſen Annahme. 

Hr. v. Meding: Er habe den Berathungen der Budgetcommiſſion von 
Anfang an beigewohnt, und zu dem Zuſtandekommen des Vermittelungsvor⸗ 
ſchlages beigetragen. Die Sachlage habe ſich jetzt durch die inzwiſchen ſtatt⸗ 
gefundenen Beſchlüſſe des andern Hauſes geändert, insbeſondere durch die 
Annahme der Forckenbeckſchen Refolution. Für ihn und viele ſeiner Freunde 
fei dadurch die Ueberzeugung zweifellos geworden, daß jetzt jeder Vermitt⸗ 
lungsverſuch vergeblich ſein müſſe. Deshalb würden ſie nunmehr gegen den 
Commiſſ.⸗Antrag ſtimmen und ſich dem Arnim⸗Boytzenburg ¡den Amendement 
anſchließen. Das ſei der praltiſche, angemeſſene und würdige Weg zur Ver⸗ 
ftändiguug. Die rechtliche Zuläſſigkeit deſſelben habe der Antragſteller in 
überzeugender Weiſe nachgewieſen. Würde das Amendement angenommen, 
ſo habe man etwas Poſitives, das ordnungsmäßig der Beſchlußfaſſung des 
andern Hauſes unterbreitet werde könne. Er bitte deshalb dringend um 
mög uch einſtimmige Annahme deſſelben. 

ach dieſer Rede wird die Sitzung um 3% Uhr auf morgen Vormittag 
10 Uhr vertagt. 


